
 
Gemeinsame ortsübliche Bekanntmachung der Ämter Geest und Marsch Süd-
holstein und Elmshorn Land  
 
über die Durchführung einer Online-Konsultation  
 
im Planfeststellungsverfahren „Anleger für verflüssigte Gase mit Südhafen-Er-
weiterung in Stade-Bützfleth“ (Aktenzeichen: 62025-817-010) 
 
Verfahrensführende Behörde: Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- 
und Naturschutz – Direktion-, Standort Lüneburg 
 
Trägerin des Vorhabens / Antragstellerin: Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG (NPorts), 
Standort Cuxhaven, Am Schleusenpriel 2, 27472 Cuxhaven 
 
Die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG (NPorts), Am Schleusenpriel 2, 27472 Cuxhaven 
hat für das oben genannte (o. g.) Vorhaben die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 
nach den §§ 68 ff. Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. § 109 des Niedersächsischen Was-
sergesetzes (NWG), § 12 des Niedersächsischen Deichgesetzes (NDG), den §§ 16 bis 27 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) sowie den §§ 72 bis 78 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) beantragt. Im Falle einer positiven Entscheidung ergeht 
nach § 74 VwVfG ein Planfeststellungsbeschluss. 
 
Das o. g. Planfeststellungsverfahren hat weder die Errichtung und den Betrieb einer Floating 
Storage Regasification Unit (FSRU) noch die Errichtung und den Betrieb einer landgebunde-
nen Liquefied Natural Gas (LNG) Anlage in Stade-Bützfleth zum Gegenstand. Für diese ei-
genständigen Vorhaben führt die Hanseatic Energy Hub GmbH (HEH) eigenständige Verfah-
ren nach dem Wasserhaushaltsgesetz beim NLWKN - Direktion-, Standort Braunschweig, 
sowie nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz beim Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg als 
jeweils zuständige Erlaubnis- bzw. Genehmigungsbehörde. 
 
Gegenstand des o. g. Planfeststellungsverfahrens ist die Errichtung eines neuen Anlegers für 
verflüssigte Gase (AVG) als öffentlicher Hafen in Stade-Bützfleth an der Elbe. An diesem An-
leger sollen verschiedene Gase umgeschlagen werden - synthetische klimaneutrale Gase wie 
Wasserstoff und Ammoniak sowie verflüssigtes Erdgas (LNG = Liquefied Natural Gas). Zudem 
soll der vorhandene Südhafen umgebaut und erweitert werden (SHE = Südhafenerweiterung), 
um auch dem Umschlag und dem Weitertransport zu dienen. Mit Blick auf den Umschlag von 
LNG ist für einen Übergangszeitraum die Nutzung des Anlegers durch die vorgenannte, von 
der HEH geplante FSRU vorgesehen.  
 
Gegenstand des o. g. Planfeststellungsverfahrens zur Errichtung des Anlegers ist die Durch-
führung folgender Baumaßnahmen: Hafenanlagen inkl. erforderlicher Ausbaggerungsarbei-
ten, Richtfeuer, Sektorenfeuer, Erdarbeiten, Straßenanbindung, Verbreiterung Deichverteidi-
gungsweg, provisorische Deichüberfahrt, Deichbau, Sandaufspülung inkl. Spülwasserrücklei-
tung, Sandzwischenlagerung, temporärer Pontonanleger, Kleizwischenlagerung, Einleitung 
Abtrocknungs- und Niederschlagswasser, bauliche Gründung der Löschwasserentnahme so-
wie Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.  
 
Das Vorhaben dient der Kapazitätserweiterung der Umschlagmöglichkeiten für die vorhan-
dene chemische Industrie vor Ort. Darüber hinaus besteht in Deutschland kurz- und mittelfris-
tig ein großer Bedarf für den Umschlag von LNG, um eine Krise der Gasversorgung zu bewäl-
tigen.  
 
In dem o. g. Planfeststellungsverfahren wird gem. § 10 Abs. 3 des Gesetzes zur Beschleuni-
gung des Einsatzes verflüssigten Erdgases (LNG-Beschleunigungsgesetz - LNGG) i. V. m. 
§ 5 Abs. 2 und 4 des Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) eine Online-Konsultation 
durchgeführt, die den Erörterungstermin ersetzt.  



 
Wesentliches Ziel der Online-Konsultation ist es, die rechtzeitig erhobenen Einwendungen, 
die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 S. 5 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem o. g. 
Plan zu erörtern. 
 
Bei der Online-Konsultation tritt an die Stelle der mündlichen Erörterung die Gelegenheit, 
sich schriftlich zu den bereitgestellten Unterlagen zu äußern. Zu den Unterlagen gehören ins-
besondere eine tabellarische Darstellung der eingegangenen Stellungnahmen und Einwen-
dungen und der diesbezüglichen Erwiderungen der Trägerin des Vorhabens sowie eine Dar-
stellung des bisherigen Verfahrensablaufs.  
 
Für die Online-Konsultation werden den zur Teilnahme Berechtigten die zu behandelnden 
Informationen in der Zeit vom 05.06.2023 bis 26.06.2023 über eine Internetseite des Nieder-
sächsischen Landesbetriebs für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) zu-
gänglich gemacht. 
 
Ihnen wird Gelegenheit gegeben, sich bis zum 26.06.2023 (einschließlich) schriftlich oder 
elektronisch beim NLWKN – Direktion, Standort Lüneburg, Geschäftsbereich 6, Adolph-Kol-
ping-Straße 6, 21337 Lüneburg oder über die E-Mail-Adresse GB6-LG-Post-
stelle@nlwkn.niedersachsen.de dazu zu äußern (§ 5 Abs. 4 S. 1 und 2 PlanSiG).  
 
Die Behörden, die Trägerin des Vorhabens und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder 
Stellungnahmen abgegeben haben, werden von der Online-Konsultation und über die hierfür 
erforderlichen Zugangsdaten vor dem 05.06.2023 individuell benachrichtigt.  
Betroffene, die sich bisher nicht am Verfahren beteiligt haben, sind ebenfalls zur Teil-
nahme an der Online-Konsultation berechtigt und können beim NLWKN – Direktion, Standort 
Lüneburg, Geschäftsbereich 6, Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg über die E-Mail-
Adresse GB6-LG-Poststelle@nlwkn.niedersachsen.de ab sofort bis zum Ende der Äuße-
rungsfrist per E-Mail oder schriftlich (über die o. g. Adresse) den Zugang zur Online-Konsul-
tation anfordern.  
 
Die Durchführung der ersatzweisen Online-Konsultation wird hiermit gemäß § 5 Abs. 3 S. 2 
PlanSiG i. V. m. § 73 Abs. 6 S. 2 VwVfG und § 2 Abs. 1 PlanSiG bekannt gemacht. 
 
 
Hinweise: 
 
1. Zugang zu der Online-Konsultation haben nur diejenigen, die nach § 73 Abs. 6 S. 1 

VwVfG zur Teilnahme an einem Erörterungstermin berechtigt sind. Dies sind der/die Trä-
ger/in des Vorhabens, die Behörden, die Betroffenen sowie diejenigen, die Einwendun-
gen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben. 
 

2. Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist nicht verpflichtend. Bei Nichtteilnahme ei-
nes Beteiligten am Online-Konsultationsverfahren bleiben fristgerecht eingegangene Ein-
wendungen und Stellungnahmen in vollem Umfang bestehen. Eine Wiederholung der be-
reits vorgebrachten Argumente in der Online-Konsultation ist daher nicht erforderlich. 
 

3. Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen den bereits eingetretenen Aus-
schluss von Einwendungen unberührt (§ 5 Abs. 4 S. 4 PlanSiG). Mit der Möglichkeit zur 
Äußerung im Rahmen der Online-Konsultation wird keine neue, zusätzliche Einwen-
dungsmöglichkeit eröffnet. Das heißt, dass über die bereits vorgebrachten Argumente 
hinaus keine neuen Sachargumente vorgebracht und im Verfahren berücksichtigt wer-
den können. 
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4. Teilnahmeberechtigte können sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Die 

Vollmacht ermächtigt zu allen das Planfeststellungsverfahren betreffenden Verfahrens-
handlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Bevollmächtigte ha-
ben auf Verlangen die Vollmacht schriftlich nachzuweisen (§ 14 Abs. 1 VwVfG). 
 

5. Kosten, die durch die Teilnahme an der Online-Konsultation oder durch Vertreterbestel-
lung entstehen, können nicht erstattet werden. 
 

6. Mit dem Abschluss der Online-Konsultation ist das Anhörungsverfahren beendet. 
 

7. Diese Bekanntmachung kann auch auf der Internetseite des NLWKN unter 
https://www.nlwkn.niedersachsen.de (weiter über den Pfad „Aktuelles/Öffentliche Be-
kanntmachungen/Übersicht/“ und dort unter dem Verfahren „Anleger für verflüssigte 
Gase mit Südhafen-Erweiterung“), im zentralen UVP-Portal des Landes Niedersachsen 
unter https://uvp.niedersachsen.de/ (bei der Suchfunktion „Anleger für verflüssigte Gase 
mit Südhafen-Erweiterung“ eingeben) sowie auf der jeweiligen Internetseite der u. g. 
Kommunen unter www.amt-geest-und-marsch-suedholstein.de oder www.elmshorn-
land.de eingesehen werden. Darüber hinaus erfolgt noch eine gemeinsame ortsübliche 
Bekanntmachung der Hansestadt Stade, der Samtgemeinde Fredenbeck, der Gemeinde 
Drochtersen und der Samtgemeinde Lühe aus Niedersachsen, in der die entsprechenden 
Informationen enthalten sind. Über die vorgenannten Internetseiten des NLWKN und des 
UVP-Portals können weitere Informationen zum Verfahren eingesehen werden. 
 

8. Für die Durchführung dieses Planfeststellungsverfahrens werden personenbezogene Daten 
verarbeitet (Art. 6 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit § 3 Nieder-
sächsisches Datenschutzgesetz (NDSG)). Verantwortlich für die Verarbeitung ist der 
NLWKN – Direktion – (Adressdaten siehe oben). Weitere Informationen über die Verarbei-
tung Ihrer Daten, Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen und Ihre Rechte bei der Verar-
beitung Ihrer Daten entnehmen Sie bitte dem Datenschutzinformationsschreiben. Dieses In-
formationsschreiben finden Sie im Internet unter https://www.nlwkn.niedersachsen.de und 
dort über den Pfad „Datenschutz > Erklärung gemäß Art. 13 und 14 Datenschutzgrundver-
ordnung im Rahmen von wasserrechtlichen Zulassungsverfahren“. Als Direktdownload ist 
das Schreiben unter folgender Internetadresse abrufbar: https://www.nlwkn.niedersach-
sen.de/download/143978. Alternativ können Sie dieses Informationsschreiben auch vom 
NLWKN unter der oben angegebenen Postanschrift erhalten. 
 

 
Heist, den 26.05.2023        Elmshorn, den 26.05.2023  
Amt Geest und Marsch Südholstein   Amt Elmshorn Land  
Der Amtsdirektor          Der Amtsdirektor  
Frank Wulff            Roland Reugels 
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